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Zeit, zusammen zu halten
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Zusammenstehen

Für gute Arbeit und 
gute Versorgung

zen sich mit Hilfe von Arbeitskämpfen erfolgreich für 
bessere Arbeitsbedingungen ein. Mittlerweile existieren 
für viele zehntausend Beschäftigte im Bereich der Dia-
konie sowie der verfassten evangelischen Kirche Tarif-
verträge – und ihre Zahl wächst weiter, wie aktuell die 
Nordkirche oder die diakonische Altenhilfe Hessen zei-
gen. Es sind längst nicht mehr ausschließlich einzelne 
Leuchtfeuer, die zeigen, wie demokratische Mitgestal-
tung, Transparenz, Nutzung von Durchsetzungsmacht 
und rechtliche Verbindlichkeit in kirchlichen Betrieben 
aussehen. Und ja, selbstverständlich ist dabei das 
Streikrecht gewährleistet – denn ohne gibt es keine  
Augenhöhe zwischen Beschäftigten und Arbeitgebern 
in Tarifverhandlungen. 

Ab Januar 2023 verhandeln ver.di und die kommu-
nalen Arbeitgeber im öffentlichen Dienst über Lohner-
höhungen. Dies betrifft auch viele Beschäftigte in kirch-
lichen Betrieben direkt, andere indirekt. Es geht um 
viel, denn die Preise explodieren. Wir wollen solidarisch 
durch diese Krise kommen, deshalb stellen wir uns 
stark auf. In Zeiten hoher Inflation bedarf es durchset-
zungsfähiger Gewerkschaften als Schutzmacht für ab-
hängig Beschäftigte. Jede*r Beschäftigte in kirchlichen 
Einrichtungen ist aufgerufen, die Kolleg*innen im öf-
fentlichen Dienst zu unterstützen und so zu einem 
guten Tarifabschluss beizutragen, der letztlich allen  
zugutekommt. 

Last but not least: Uns interessiert die Meinung un-
serer Leser*innen. Deshalb freuen wir uns sehr über 
Rückmeldungen, wie wir das Kirchen.info künftig noch 
besser machen können. Schreibt uns gern! 

Eure Kirchen.info-Redaktion

Mit der 40. Ausgabe des ver.di Kirchen.infos feiern wir 
Jubiläum! Bereits seit 2003 informieren wir regelmäßig 
über gewerkschaftliche Aktivitäten, Erfolge, die unsere 
Kolleg*innen feiern können, und so manche Absurdität 
aus der Arbeitswelt kirchlicher Betriebe. Es freut uns 
außerordentlich, dass unsere Leser*innen seit nunmehr 
fast zwanzig Jahren daran interessiert sind, über die 
Entwicklungen und Merkwürdigkeiten des sogenann-
ten kirchlichen Arbeitsrechts aus gewerkschaftlicher 
Sicht informiert zu werden. Schreib- und Diskussions-
stoff gibt es bis heute reichlich, denn abgeschafft 
wurde dieser international einzigartige Sonderweg der 
Kirchen im Arbeitsrecht bislang nicht. Meist justieren 
die Kirchen ihre eigenen Regeln lediglich ein wenig 
nach, wenn der gesellschaftliche Druck allzu groß wird, 
wie die aktuelle Diskussion um die Überarbeitung der 
katholischen Grundordnung belegt. Deshalb liegt der 
Fokus des Kirchen.infos als gewerkschaftliche Zeitung 
vor allem auf den Auswirkungen dieses rechtlichen 
Sonderwegs auf die Beschäftigten. Es handelt sich im-
merhin um rund 1,8 Millionen Menschen, die in kirch-
lichen Einrichtungen arbeiten.

In vierzig Ausgaben dokumentiert das Kirchen.info 
die Auseinandersetzungen und Kämpfe in der kirch-
lichen Arbeitswelt. Wie in nichtkonfessionellen Betrie-
ben stehen vor allem die Forderungen nach guten Löh-
nen und guten Arbeitsbedingungen im Vordergrund. 
Insbesondere unsere Kolleginnen und Kollegen in der 
Diakonie haben mit ver.di in den Auseinandersetzungen 
um Tarifverträge Geschichte geschrieben. Sie haben die 
bis heute vorgebrachte Behauptung durchbrochen, es 
gebe kein Streikrecht. Das Kirchen.info dokumentiert 
regelmäßig das Gegenteil: Wenn sie merken, dass sie 
etwas bewegen können, nehmen die Kolleginnen und 
Kollegen ihr demokratisches Grundrecht wahr und set-
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Nur wer mitmacht
kann etwas verändern!

 Foto: Daniel Wenk
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kirchliche Betriebe zuständig ist. »Hier sind die Kolle-
ginnen und Kollegen ebenfalls massiv belastet. Dafür, 
dass das finanziell anerkannt wird, müssen sie auch 
selbst etwas tun.« Denn wie sich die Entgelte bei kon-
fessionellen Trägern entwickeln, hänge maßgeblich 
vom Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) ab, 
erläuterte der Gewerkschafter. »Wenn ver.di bei Bund 
und Kommunen etwas herausholt, kommt das auch 
den Beschäftigten im kirchlichen Bereich zugute.« 

So übernimmt etwa die Caritas in der Regel die Ta-
rifabschlüsse des öffentlichen Dienstes. In der Diakonie 
ist die Situation sehr unterschiedlich, doch überall gilt 
der TVöD als Maßstab. Bei einigen konfessionellen Trä-
gern kommt der Flächentarifvertrag sogar direkt zur 
Anwendung. Das ist zum Beispiel in weiten Teilen der 
Diakonie Württemberg der Fall, in der evangelischen 
Kirche in der Pfalz und in Württemberg sowie in Baden. 
Deshalb traten Beschäftigte mehrerer evangelischer 
Kitas in Freiburg und Lörrach, in denen der TVöD eben-
falls gilt, im Mai erstmals in einen »Partizipationsstreik«. 
So haben sie gemeinsam mit vielen tausend 
Kolleg*innen im kommunalen Sozial- und Erziehungs-
dienst Maßnahmen zur Entlastung und weitere Schritte 
zur Aufwertung ihrer Berufe erreicht. 

»Wir profitieren vom Tarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes, deshalb wollten wir die Streikbewegung im 
Sozial- und Erziehungsdienst solidarisch unterstützen«, 

ver.di geht mit einer zweistelligen Lohnforderung in die 
Tarifrunde des öffentlichen Dienstes: 10,5 Prozent, min-
destens aber 500 Euro monatlich mehr soll es für die 
rund 2,5 Millionen Beschäftigten bei Bund und Kom-
munen geben. Die Forderung ist ambitioniert � ange-
sichts der Preisexplosion aber dringend nötig. Für ihre 
Durchsetzung werden alle Kräfte gebraucht � auch die 
der Kolleg*innen bei Kirchen, Diakonie und Caritas. 
Manche von ihnen werden direkt, viele andere indirekt 
vom Tarifergebnis profitieren. Deshalb ist auch ihr En-
gagement gefragt.

»Die Inflationsentwicklung, Lebensmittel- und ins-
besondere Energiepreise reißen tiefe Löcher in die 
Haushaltskassen der Beschäftigten«, erklärte der ver.di-
Vorsitzende Frank Werneke Mitte Oktober zum Forde-
rungsbeschluss. Viele wüssten nicht, wie sie sich und 
ihre Familien über Wasser halten könnten. Daher sei 
klar: »Die Sicherung der Einkommen durch einen Infla-
tionsausgleich, insbesondere für die Beschäftigten mit 
mittleren und eher niedrigen Einkommen, steht für uns 
im Zentrum der Tarifrunde.« Werneke verwies zudem 
darauf, dass die Arbeitsbelastung im öffentlichen Dienst 
im Zuge der Corona-Pandemie nochmals deutlich ge-
stiegen ist.

»Das gilt ganz klar auch für die Beschäftigten in 
den konfessionellen Gesundheits- und Sozialeinrich-
tungen«, betonte Mario Gembus, der bei ver.di für 

Tarifrunde öffentlicher Dienst

Engagement auch aus kirchlichen  
Betrieben gefragt



erklärte die Erzieherin Dominique Bevensee seinerzeit. 
Trotz der Behauptung des Arbeitgebers, Kirchenbe-
schäftigte dürften nicht streiken. »Wir haben uns ge-
traut � und es einfach gemacht.« Sie und ihre 
Kolleg*innen wollen auch diesmal einen Beitrag leisten. 
»Wir sind es wert � das gilt auch für die kirchlichen Be-
triebe in Baden«, betonte die Sozialarbeiterin Sabrina 
Wipprecht aus dem Diakonischen Werk Lörrach. Dass 
die ver.di-Bundestarifkommission eine zweistellige 
Lohnforderung mit sozialer Komponente beschlossen 
hat, findet sie ein gutes Signal. 

»Um das zu bekommen, müssen wir uns stark ein-
bringen, denn das wird eine harte Auseinanderset-
zung«, ist sich die aktive Gewerkschafterin und Mitar-
beitervertreterin sicher. Jetzt gehe es darum, Kolle- 
ginnen und Kollegen zu informieren und einzubinden. 
Im nächsten Schritt wollen sich die Aktiven in der ba-
dischen Diakonie an der »Mehrheitspetition« beteili-
gen, mit der Belegschaften demonstrieren, dass sie hin-
ter der Gewerkschaftsforderung stehen. 

Auch in anderen kirchlichen Betrieben sind die Be-
schäftigen aufgefordert, sich an Aktionen zu beteiligen 
und Solidarität zu zeigen. ver.di bietet ihnen Schu-
lungen an, in denen ihnen das Handwerkszeug für die 
betriebliche Mobilisierung vermittelt wird. »Zusammen 

geht mehr � das ist das Motto der Tarifbewegung im 
öffentlichen Dienst«, sagt Mario Gembus. »Und dies 
gilt trägerübergreifend für das gesamte Gesundheits- 
und Sozialwesen. Angesichts der dramatischen Preis-
steigerungen braucht es erheblichen Druck – auch aus 
kirchlichen Betrieben.«

Daniel Behruzi

1| Trifft die Inflation alle gleich?
Nein. Die Inflationsrate wirkte sich bei Familien mit ge-
ringem Einkommen laut IMK-Institut im Mai mit 8,9 
Prozent aus, während die Teuerung für Singles mit sehr 
hohem Einkommen um lediglich 6,5 Prozent zulegte. 
Der Grund ist, dass Erstere anteilig mehr für Energie 
und Nahrungsmittel ausgeben müssen, die sich beson-
ders stark verteuern.

2| Leiden alle unter der Krise?
Nein. Während die Kaufkraft der Beschäftigten massiv 
einbricht, fahren viele Unternehmen hohe Gewinne ein 
� manche Energie- und Rüstungsfirmen sogar beson-
ders hohe, weil sie von den Krisenfolgen profitieren. 
Europaweit erwartet die EU-Kommission eine sinkende 
Lohn- und steigende Gewinnquote, also eine Umvertei-
lung zugunsten der Konzerne.

3| Droht eine »Lohn-Preis-Spirale«?
Nein. Arbeitgeber und ihnen nahestehende 
Wissenschaftler*innen behaupten zwar, Lohnerhö-
hungen würden die Inflation weiter anheizen � es drohe 

eine »Lohn-Preis-Spirale«. Doch dafür gibt es überhaupt 
keine Anzeichen. 2021 sind die Arbeitskosten in 
Deutschland trotz bereits anziehender Inflation nur um 
1,2 Prozent gestiegen. Hohe Löhne sind nicht die Ursa-
che der Inflation � eher schon explodierende Gewinne. 
Über eine »Gewinn-Preis-Spirale« wird jedoch nicht ge-
sprochen.

4| Was können wir tun?
Gemeinsam unsere Interessen vertreten. In den anste-
henden Tarifrunden, wie im öffentlichen Dienst, will 
ver.di die Preissteigerung so weit wie möglich ausglei-
chen. Das geht nur mit großer Kampfkraft und vielen 
Gewerkschaftsmitgliedern. Auch gegenüber den poli-
tisch Verantwortlichen gilt es, weiter Druck zu machen. 
Dabei lassen wir uns nicht anhand von Hautfarbe, Her-
kunft, sexueller Orientierung, geschlechtlicher Identität, 
Religion oder Behinderung spalten. Mit denjenigen, die 
den russischen Angriffskrieg auf die Ukraine verharmlo-
sen, die Klimakrise oder die Corona-Pandemie leugnen, 
machen wir uns nicht gemein. Denn unser Kraftstoff 
für Entlastung heißt: Solidarität.

Inflation – Fragen und Antworten
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Im Mai beteiligten sich Beschäftigte diakonischer Kin-
dertagesstätten in Südbaden mit einem »Partizipations-
streik« an der Tarifbewegung des kommunalen Sozial- 
und Erziehungsdienstes. Sie wollten nicht länger andere 
für sich kämpfen lassen und haben am 12. Mai 2022 
die Arbeit niedergelegt, um Druck zu machen für Auf-
wertung und Entlastung. In der Diakonie Baden kom-
men entscheidende Teile des Tarifvertrags für den öf-
fentlichen Dienst (TVöD) automatisch zur Anwendung. 
Deshalb kann ver.di dort im Zuge der Tarifverhand-
lungen für den kommunalen Sozial- und Erziehungs-
dienst zum »Partizipationsstreik« aufrufen. Aber nicht 
jede teilnehmende Kollegin aus Baden konnte sich auf 
diese Weise beteiligen. Zum Beispiel sind Sozialarbei-

Sozial- und Erziehungsdienst

Kita-Beschäftigte streiken mit
ter*innen in der badischen Diakonie nicht direkt betrof-
fen gewesen. Also beteiligten sich Kolleg*innen in ihrer 
Freizeit an den Kundgebungen – und halfen in den 
Kitas mit, den Partizipationsstreik auf die Beine zu stel-
len. Auch in anderen Regionen zeigten an diesem Tag 
Beschäftigte aus privaten und freigemeinnützigen Ein-
richtungen ihre Solidarität mit der Tarifbewegung im 
öffentlichen Dienst. Ein tolles Zeichen: Die Beschäf-
tigten im Sozial- und Erziehungsdienst streiten gemein-
sam für Aufwertung und bessere Arbeitsbedingungen 
– unabhängig davon, bei welchem Träger sie angestellt 
sind. 

https://kurzelinks.de/nrz5

Für Entlastung im Sozial- und Erziehungsdienst: Warnstreik am 12. Mai 2022 in Freiburg   Fotos: Daniel Wenk
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Beschäftigte großer öffentlicher Krankenhäuser streiten 
weiter für mehr Personal und Entlastung. An den sechs 
nordrhein-westfälischen Unikliniken hat ver.di im Som-
mer nach 77 Streiktagen einen Tarifvertrag durchge-
setzt, der fast für die gesamte Pflege verbindliche Per-
sonalschlüssel festlegt. Werden diese mehrfach 
unterschritten, gibt es zusätzliche freie Tage als Bela-
stungsausgleich. Das fordern auch die Kolleg*innen an 
weiteren Universitätskliniken. Dass sie Erfolg haben, ist 
für alle wichtig – für Beschäftigte anderer Träger eben-
so wie für potenzielle Patientinnen und Patienten.

Dass künftig an allen sechs Universitätskliniken in 
Nordrhein-Westfalen ein Tarifvertrag zur Entlastung des 
Personals gilt, sei »ein weiterer Meilenstein«, erklärt 
Katharina Wesenick, die bei ver.di in NRW für das Ge-
sundheitswesen zuständig ist. Sie hebt besonders das 
Ergebnis für Auszubildende hervor, für die nicht nur 
mehr Praxisanleitung, verlässliche Dienstplanung und 
eine Mindestquote von Lehrkräften festgeschrieben 
werden. »Erstmals erhalten sie auch während der Aus-
bildung einen Ausgleich in Form von Selbstlerntagen, 
falls die Vorgaben nicht eingehalten werden.« 

Ein Knackpunkt, der den Tarifkonflikt in NRW deut-
lich in die Länge gezogen hat, war die Entlastung von 
Berufsgruppen außerhalb der »Pflege am Bett«. Wäh-
rend die Personalkosten hier seit deren Ausgliederung 
aus den Fallpauschalen (Diagnosis Related Groups, 
DRG) von den Krankenkassen vollständig refinanziert 
werden, gilt das nicht für Funktions- oder Servicebe-
reiche. Auch bei den Tarifverhandlungen an der Unikli-
nik Frankfurt zeigt sich der Arbeitgeber vor allem in 
diesem Punkt unnachgiebig. »Krankenhaus ist Teamar-
beit. Alle Bereiche sind überlastet, deshalb muss es 
auch für alle konkrete Vereinbarungen zur Entlastung 

geben«, betonte der Gesundheits- und Krankenpfleger 
Richard Ulrich, der sich in der ver.di-Tarifkommission 
engagiert. 

In Frankfurt am Main hatten sich im August, Sep-
tember und Oktober jeweils hunderte Beschäftigte an 
Warnstreiks beteiligt. Das brachte bei den Verhand-
lungen am 25. Oktober den Durchbruch: ver.di er-
reichte Eckpunkte für einen Tarifvertrag, der ab dem 1. 
August 2023 im Pflegedienst verbindliche Personalbe-
setzungen in jeder Schicht festschreibt, sowie einen 
Anspruch auf zusätzliche freie Tage bei Arbeit in unter-
besetzten Schichten. In nichtpflegerischen Bereichen ist 
ein Personalaufbau von insgesamt 70 zusätzlichen Voll-
zeitstellen vorgesehen. 

klinikpersonal-entlasten.verdi.de 

Für Entlastung im Krankenhaus: Warnstreik am 30. September 2022 in Frankfurt am Main

Öffentliche Krankenhäuser

Kämpfe um Entlastung gehen alle an

Foto: Fototeam Hessen/R. Quadflieg
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https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/themen/
entlastung


Auch befördert durch die fortgesetzten Streiks hat die 
Bundesregierung ein Gesetz zur Entlastung des Pflege-
personals in Krankenhäusern vorgelegt. Der bisherige 
Entwurf springt allerdings deutlich zu kurz. »Da müssen 
Bundesregierung und Bundestag nochmal gründlich 
ran, damit durch das Gesetz tatsächlich eine bedarfsge-
rechte Versorgung der Patientinnen und Patienten 
kommt und Beschäftigte entlastet werden«, so ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler. Die PPR 2.0 – 
das von ver.di, der Deutschen Krankenhausgesellschaft 
und dem Deutschen Pflegerat bereits vor zweieinhalb 
Jahren vorgelegte Instrument für eine am Bedarf orien-
tierte Personalbemessung in der Krankenpflege – 
müsse verbindlich zur Anwendung kommen. Im Ent-
wurf ist die PPR 2.0 lediglich in der Begründung 
erwähnt, noch nicht aber im Gesetzestext selbst. 
Zudem sind für Intensivstationen bislang keine Rege-
lungen vorgesehen. 

Heftige Kritik an der Gesetzesvorlage kommt auch 
von Interessenvertretungen aus 94 Klinikunternehmen, 
die insgesamt mehr als 356.000 Beschäftigte repräsen-
tieren. In einem Offenen Brief an Bundesgesundheits-
minister Karl Lauterbach (SPD) und die Abgeordneten 
des Gesundheitsausschusses im Bundestag fordern sie 
ebenfalls deutliche Nachbesserungen. »Es braucht Per-
sonalvorgaben, die wirklich bedarfsgerecht sind – nicht 

nur als Schlagwort, sondern tatsächlich in der Praxis«, 
fordert die Vorsitzende der Mitarbeitervertretung am 
Agaplesion Markus Krankenhaus in Frankfurt am Main, 
Kirsten Brahms. Darauf wollten sie und die vielen ande-
ren Interessenvertretungen aufmerksam machen, die 
den Offenen Brief unterzeichnet haben. Besonders em-
pört sind sie darüber, dass dem Bundesfinanzministeri-
um bei der Erstellung der Rechtsverordnung, die den 
Personalbedarf ermitteln und Vorgaben machen soll, 
ein Veto-Recht eingeräumt werden soll. »Diesen 
Dammbruch, der die Versorgungsqualität dem Ein-
spruch des Finanzministers überlässt, darf es nicht 
geben«, heißt es im Offenen Brief.

Es sei klar, dass die Krankenhäuser das Geld nicht 
zum Fenster rauswerfen könnten, meint Brahms. »Klar 
ist aber auch, dass der Bedarf das entscheidende Krite-
rium sein muss. Eine bedarfsgerechte Gesundheitsver-
sorgung ist eine staatliche Aufgabe, die auch was  
kosten kann.« Nicht umsonst seien die Pflegepersonal- 
kosten aus den Fallpauschalen ausgegliedert worden 
und würden nun von den Krankenkassen vollständig 
refinanziert. »Wenn jetzt der Finanzminister bei der 
Personalausstattung sagen kann, er möchte statt 
genug Personal lieber seine Schuldenbremse einhalten, 
dann sind wir wieder da, wo wir vorher waren.«
https://kurzelinks.de/pet3

Für Entlastung im Uniklinikum Frankfurt: Warnstreik am 30. September 2022  

Kritik am Gesetzentwurf zur Personalbemessung
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Ingrid Reidt ist katholische  
Betriebsseelsorgerin im  
Bistum Mainz und arbeitet 
in der Arbeitnehmer*innen- 
und Betriebsseelsorge 
Südhessen in Rüsselsheim.

Die Katholische Betriebsseelsorge Südhessen engagiert 
sich im Frankfurter Bündnis für mehr Personal im Kran-
kenhaus, das die Tarifbewegung für Entlastung an der 
Uniklinik in Frankfurt am Main unterstützt. Warum ist 
die Betriebsseelsorge mit dabei?

Als Betriebsseelsorger*innen begleiten wir Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer aller Branchen und 
stehen solidarisch an ihrer Seite. Die Existenzsicherung 
der Kolleg*innen, die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sowie der Gesundheitsschutz sind dabei für uns 
zentrale Themen. Mit größter Sorge verfolgen wir 
daher die Entwicklungen im Gesundheitssektor und die 
dramatische Situation der Beschäftigten. Sie leisten mit 
hoher Professionalität einen unabdingbaren Dienst an 
kranken und alten Menschen und sind unverzichtbar 
für unsere Gesellschaft. Sie verdienen endlich umfäng-
liche Wertschätzung. Und: Es bedarf Rahmenbedin-
gungen, die würdige Pflege und würdige Arbeit jetzt 
und zukünftig sichern. Die gegenwärtige Lage in den 
Kliniken wirft ernsthafte gesellschaftliche Fragen auf. 
Als Betriebsseelsorger*innen benennen wir strukturelle 
Missstände und setzen uns gemeinsam mit anderen für 
Veränderungen ein. Es ist uns wichtig, die Belegschaft 
der Uniklinik Frankfurt in ihrem Kampf für Entlastung 
zu unterstützen. Im Juni haben wir als Betriebsseelsor-
ge Deutschland bereits den Beschäftigten der Unikli-
niken in NRW unsere Solidarität ausgesprochen.

Die Beschäftigten von Charité und Vivantes in Berlin 
und in den sechs nordrhein-westfälischen Universitäts-
kliniken haben zuletzt wochenlang für Tarifverträge zur 
Entlastung gestreikt – mit Erfolg. Jetzt haben sich die 
Beschäftigten in Frankfurt am Main auf den Weg ge-
macht, ihnen zu folgen. Worauf führen Sie die zuneh-
mende Bewegung an den Krankenhäusern zurück?

Die Arbeitsbedingungen in den Kliniken haben sich 
in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten perma-
nent verschlechtert. Dagegen wehren sich immer mehr 
Beschäftigte. Sie fordern Bedingungen, unter denen sie 
den eigenen Ansprüchen an ihre Arbeit gerecht werden 
können und streiken zu Recht! Sie zu hören und zu 
stärken, ist mir wichtig. Derzeit sind es vor allem die 

Beschäftigten großer Krankenhäuser wie der Universi-
tätskliniken, die mit Streiks für Entlastung Aufmerksam-
keit erregen. Indem sie auf die Straße gehen, setzen 
diese Belegschaften wichtige Zeichen. Wenn damit Er-
gebnisse erzielt werden, regt das sicher auch andere 
an, für ihre Belange einzutreten.

Als Betriebsseelsorger*innen bekommen Sie viel 
mit, was in den Betrieben los ist. Wie schätzen Sie die  
Situation ein?

Viele Pflegekräfte leiden daran, dass sich ihr An-
spruch an die eigene Profession zunehmend mit der 
Wirklichkeit auf den Stationen beißt. Personalmangel 
und Zeitnot lassen es einfach nicht zu, die Menschen 
ganzheitlich so zu pflegen, wie man es möchte und  
gelernt hat. Kolleg*innen verlassen ihren Pflegeberuf 
fluchtartig – nicht, weil sie ihn nicht mehr mögen, son-
dern weil sie ihn nicht so machen können, wie sie es 
für verantwortbar halten. Das ist ein Alarmzeichen an 
alle Verantwortlichen in Gesellschaft und Politik. 

Auch ist es wichtig, alle Beschäftigten im Gesund-
heitssystem im Blick zu haben – so auch Reinigungs-
kräfte, die Angestellten in der Verwaltung, im Transport 
etc. Ohne sie funktioniert das System Krankenhaus 
nicht. Sie alle leiden unter dem Primat harter markt-
wirtschaftlicher Kriterien, denen unser Gesundheitswe-
sen unterworfen wurde. Wenn wir eine gute Pflege 
und Versorgung wollen – für die Menschen und die 
Gesellschaft – dann muss sich das System grundlegend 
ändern.

Betriebsseelsorger*innen unterstützen Streik für Entlastung

»Wir stehen solidarisch an ihrer Seite«

Augsburg, 2. Juni 2022

Solidaritätserklärung und Dank der 

Bundesfachtagung Betriebsseelsorge

Liebe Kolleginnen und Kollegen an den Universitätskliniken in NRW,

wir, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Bundesfachtagung der Katholischen Betriebs-

seelsorge, grüßen euch und begrüßen euren Kampf um bessere Arbeitsbedingungen.

Die unselige und unsinnige Logik, dass ausgerechnet Menschen, die tagtäglich für andere 

Menschen da sind, nicht streiken sollen, muss durchbrochen werden.

Nach einem jahrzehntelangen Umbau des Gesundheitswesens zu Lasten von Patient*innen 

und Beschäftigten steht unser Gesundheitssystem vor dem Kollaps. Nicht weil kein Geld da 

ist. Wir sehen, wie schnell Milliarden andernorts mobilisiert werden und wie reich viele in 

unserem Land sind.

Aber wer ist noch bereit unter Bedingungen zu arbeiten, die eine Erholung kaum noch 

zulassen, die ein an den Menschen orientiertes Arbeiten praktisch unmöglich machen und die 

nicht erwarten lassen, dass man sein Arbeitsleben einigermaßen gesund zu Ende bringt? Die 

Antwort sehen wir in den schrumpfenden Ausbildungszahlen im Gesundheits- und 

Pflegebereich, in der Flucht aus diesen Berufen und an der wachsenden Zahl derer, die einfach 

nicht mehr können.

Dieses System gefährdet euch als Beschäftigte und es gefährdet die, die euch anvertraut sind.

Die Verantwortlichen für diese Situation haben lange genug bewiesen, dass sie Bitten, 

Aufforderungen, Vorschläge ignorieren. Darum ist euer Streik aus unserer Sicht dringend 

notwendig und voll gerechtfertigt. Ihr übernehmt die Verantwortung, der sich andere 

entzogen haben und weiter entziehen!

Wir wünschen euch die Kraft, diese schwierige Situation auszuhalten und echten Erfolg für 

euren Kampf. Dann sehen hoffentlich auch andere, wie wichtig so ein Kampf ist und dann 

besteht Hoffnung, dass sich wirklich etwas ändert in diesem Gesundheitssystem.

Für diese Hoffnung danken wir euch!

Für die Teilnehmer*innen der Bundesfachtagung

Christian Bindl Richard Wittmann

Sprecher der Bundeskommission der Betriebsseelsorge

Christian Bindl | Kath. Betriebsseelsorge in der Erzdiözese München und Freising |Pettenkoferstr. 8/V | 80336 München | betriebsseelsorge@oemuc.de

Richard Wittmann | Kath. Betriebsseelsorge im Bistum Regensburg | Adolf-Kolping-Platz 1 | 92637 Weiden | betriebsseelsorge@bistum-regensburg.de
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Die Beschäftigten der Evangelischen Stadtmission Hei-
delberg, einer Einrichtung der Diakonie, haben 2014 
einen Haustarifvertrag durchgesetzt und erfolgreich 
den so genannten »Dritten Weg« hinter sich gelassen. 
Seither fanden mehrere Tarifrunden statt, in denen sie 
Forderungen aufgestellt, sich für diese aktiv eingesetzt 
und ihnen Nachdruck verliehen haben, bis jeweils ein 
Tarifergebnis erzielt werden konnte. Dies war erneut 
auch in der Entgeltrunde 2022 nötig. Mit Hilfe vieler 
Aktionen haben die Kolleg*innen Druck auf die 
Arbeitgeber*innen erzeugen müssen, um deren Kom-
promissbereitschaft zu erhöhen. Möglich war das nur 
durch die Aktivitäten der Kolleg*innen der ver.di-Be-
triebsgruppe bei der Stadtmission.

Dabei waren die Aktionsformen ganz unterschied-
lich, und reichten von Informations- bis hin zu Mitma-
changeboten. So sind nummerierte Kurzflyer mit 
kurzen und knackigen Informationen zur Tarifrunde 
und QR-Codes für weiterführende Informationen ver-
teilt worden. Sehr hilfreich waren zudem Infostände vor 
ausgewählten Einrichtungen, um mit den Kolleg*innen 
im Betrieb ins Gespräch zu kommen. Ziel war es, durch-
gehend Präsenz in den Einrichtungen zu zeigen, zum 
Teil auch ganz niedrigschwellig durch ver.di-Tassen in 
der Kaffeeküche, Textilaufkleber auf der Kleidung oder 
Plakate an den schwarzen Brettern bzw. Info-Wänden. 

Sehr gut angenommen wurde eine Foto-Aktion 
unter dem Motto »Wir sind verhandlungsbereit«. So 
war es möglich, mit vielen Kolleg*innen aus den unter-
schiedlichen Einrichtungen ins Gespräch zu gehen und 
mit ihnen über den unmittelbar bevorstehenden Ver-
handlungsstart zu reden. Das war wichtig, denn eine 
Herausforderung in der Stadtmission sind die großen 
Entfernungen zwischen den Einrichtungen. Die mehr 
als zehn Einrichtungen sind zum Teil bis zu 50 Kilome-
ter von Heidelberg entfernt.

Besondere Wertschätzung haben die Hebammen 
einer Einrichtung erhalten, die zu dem Zeitpunkt sehr 
belastet waren und besonders viel Arbeit hatten. Da 
die Arbeitgeber das nicht anerkannt oder wertge-
schätzt haben, hat das die Betriebsgruppe übernom-
men. 

Um auch möglichst viele Kolleg*innen auf dem 
Weg der Tarifrunde mitzunehmen und unsere Forde-
rungen auch öffentlich bekannt zu machen, wurde eine 
Unterschriftenaktion durchgeführt. Sowohl die 
Kolleg*innen als auch Menschen, die nicht in der Stadt-
mission beschäftigt waren, durften unterschreiben. Mit 
Erfolg: über 600 Unterschriften von den Beschäftigten 
der Stadtmission und über 300 von außerhalb konnten 
gesammelt werden.

Zu den Verhandlungstagen für den Tarifvertrag ist 
für die Kolleg*innen Unterstützung organisiert worden, 
die die Verhandlungen geführt haben. Dafür ist eine 
weitere Foto-Aktion zum Verhandlungstag durchge-
führt worden, an dem sich Kolleg*innen vor den Ein-
richtungen gezeigt haben. Am dritten Verhandlungstag 
fand dann eine aktive Mittagspause der Beschäftigten 
statt, über die auch in der Zeitung berichtet worden ist. 
Ein besonderer Höhepunkt war das Spalier der 
Kolleg*innen, das von den Arbeitgebern an allen Ver-
handlungstagen passiert werden musste. Es galt der 
Grundsatz: Kein Verhandlungstag ohne Aktion.

Warum diese Aktionen? 
Die Erfahrung aus der vergangenen Tarifrunde hat ge-
zeigt, dass die Beschäftigten kreativ sein müssen, auch 
um Druck auf den Arbeitgeber aufzubauen. Das letzte 
Ergebnis hat nicht den Erwartungen entsprochen und 
es war klar, dass sich beim nächsten Mal mehr 
Kolleg*innen beteiligen müssen, damit den 
Arbeitgeber*innen klar ist, dass sie es ernst meinen. 

Bei der Auswahl der Aktionen war es wichtig, dass 
die Beschäftigten einfach mitmachen können und so 
selbst aktiv werden. Es gibt für die Stadtmission zwar 
den Tarifvertrag, doch muss den Kolleg*innen immer 
wieder deutlich werden: Gute Ergebnisse fallen nicht 
vom Himmel, sondern jede*r ist gefordert, sich aktiv 
einzusetzen, sonst gibt es keine Verbesserungen. Oft 
fehlt dafür noch die Erfahrung. Deshalb war es nötig, 
hier Unterstützung zu bekommen. Dafür hat ver.di ge-
sorgt.

Was war besonders gelungen? 
Die erste Foto-Aktion zum Auftakt der Tarifverhand-
lungen war ein großer Erfolg. Die Kolleg*innen sollten 
sich mit selbstgemachten Protestplakaten fotografieren 
und verdeutlichen, dass sie bereit sind, zu verhandeln 
und sich für ihre Bedürfnisse einzusetzen. Es war eine 
schöne Überraschung, welche tollen Fotos entstanden 
sind und was für kreative Sprüche sich die Kolleg*innen 
ausgedacht haben. Die Aktion hat allen Beteiligten sehr 
viel Spaß gemacht, und viele dieser Plakate hängen 
immer noch. 

Eine weitere besonders gelungene Initiative war die 
Unterschriftenaktion zum zweiten Verhandlungstag. 
Dort waren die Kolleg*innen aus allen Einrichtungen 
dazu aufgefordert, für die Tarifforderungen zu unter-
schreiben. Außerdem konnten auch Freunde, Familie 
und Interessierte sich beteiligen. Die große Menge an 
Unterschriften hat ein enormes Gefühl der Wertschät-
zung ausgelöst, weil sichtbar wurde, dass die Beschäf-

Tarifverhandlungen Stadtmission Heidelberg

Weil WIR mehr wert sind!
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tigten nicht allein mit ihren Forderungen stehen und 
viele andere sie sehen und unterstützen. Das wurde vor 
allem daran deutlich, dass viele von außerhalb der 
Stadtmission unterschrieben haben. So wurden die Ta-
rifrunde und die Anliegen der Kolleg*innen in Familien, 
Vereine, Freundeskreise usw. getragen. Die Gespräche 
auf dem Weg zu den gesammelten Unterschriften 
waren sehr wichtig und haben Rückenwind gegeben.

Die aktive Mittagspause zum dritten Verhandlungs-
tag war auch ein großer Erfolg. Die Kolleg*innen aus 
den verschiedenen Einrichtungen der Stadtmission 
haben sich zu einer aktiven Mittagspause am Ort der 
Verhandlungen getroffen. Mit Transparenten, Plakaten 
und ver.di-Westen haben die Kolleg*innen demonstra-
tiv zu Mittag gegessen und klargemacht: Sie sind da 
und setzen sich für ein gutes Ergebnis ein! 

Was hat vor allem für den Erfolg der Tarifrunde 
gesorgt? 
Es ist gelungen, alle Einrichtungen der Stadtmission  
mit ins Boot zu holen, eine Atmosphäre von Neugier 
und Erwartung zu erzeugen und auch aufrecht zu  
erhalten. Die Aktionen haben Spaß gemacht und es 
entstand eine Stimmung, die es den Kolleg*innen leicht 
gemacht hat, sich zu beteiligen. Die von ver.di organi-
sierte Unterstützung nahm den aktiven Kolleg*innen 
viele zeitaufwändige Aufgaben ab, die sie neben ihrer 
Berufstätigkeit in diesem Umfang nicht hätten leisten 
können. Ganz wichtig ist auch, dass sich im Laufe der 
Tarifrunde die Stimmung in der ver.di-Betriebsgruppe 
verändert hat: Inzwischen ist deutlich mehr Energie in 
den Betriebsgruppentreffen spürbar. Es gibt weiterhin 
manchmal unterschiedliche Meinungen, das ist aber 
völlig in Ordnung. Entscheidend ist, dass alle aktiven 

Kolleg*innen mit viel Spaß, Ausdauer und Kreativität an 
der Verbesserung der Arbeitsbedingungen aller 
Kolleg*innen arbeiten. 

Muriel und Simon – für die  
ver.di-Betriebsgruppe Stadtmission Heidelberg 

Tarifergebnis
	 Rückwirkend zum 1. Januar 2022 steigen die 

Entgelte um 3,35 Prozent, mindestens jedoch  
100 Euro.

	 Rückwirkend zum 1. Januar 2022 steigt die 
Auszubildendenvergütung auf das Niveau der 
Universitätskliniken Baden-Württemberg.

	 Ab 2022 erhalten Beschäftigte und 
Praktikant*innen dauerhaft einen zusätzlichen 
Urlaubstag.

	 Ab 2022 erhalten Auszubildende dauerhaft zwei 
zusätzliche Urlaubstage.

	 Die Laufzeit beträgt 15 Monate.

Für mehr Lohn: Aktionsbereite Beschäftigte der Stadtmission Heidelberg                                   Fotos: ver.di
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Über zehn Jahre ist die Fusion der Nordelbischen Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche, der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburg und der Pommerschen Evan-
gelischen Kirche zur Nordkirche her. Ein großer Diskussi-
onspunkt im Fusionsprozess war die Arbeitsrechtsset-
zung für die verfasste Kirche und ihre unselbstständigen 
Werke nach der Fusion. In Nordelbien verhandelte man 
seit der Fusion 1979 mit ver.di bzw. ihren Quellgewerk-
schaften Tarifverträge. Die seinerzeit notwendige Prämis-
se war eine absolute Friedenspflicht, der sich die Ge-
werkschaften unterworfen haben. Diese gibt es jedoch 
seit kurzem nicht mehr und wurde durch eine Schlich-
tungsvereinbarung ersetzt. Künftig folgt im Konfliktfall 
bei Tarifverhandlungen ein gestuftes Schlichtungsverfah-
ren, das zu einem Einigungsvorschlag führen soll. Führt 
auch dieses nicht zu einem Ergebnis, sind Arbeitskampf-
maßnahmen der Gewerkschaften möglich. Ein Meilen-
stein in der Tarifvertragsgeschichte der Nordkirche. 

Lange getrennte Wege
In Mecklenburg und Pommern hingegen wurde nach der 
Fusion weiterhin auf dem »Dritten Weg« die Arbeits-
rechtssetzung betrieben, weil man sich zum Zeitpunkt 
der Fusion nicht auf ein einheitliches Arbeitsrecht verstän-
digen konnte. Allerdings kamen die drei Landeskirchen 
bereits im Fusionsprozess darin überein, dass es zukünftig 
ein einheitliches Arbeitsrecht geben soll. Auf welchem 
»Weg« ist dabei bewusst offengelassen worden. 

ver.di lehnt den »Dritten Weg« als Form zur Gestal-
tung von Arbeitsbedingungen ab, das ist für regelmä-
ßige Leser*innen des Kirchen.infos sicher nicht neu. 
Auch deshalb war es folgerichtig, dass es in der Kirche 
und Diakonie in Hamburg und Schleswig-Holstein bei 
dem seit 1979 eingeschlagenen Tarifvertragsweg bleibt 
und keine Kehrtwende Richtung kirchlicher Arbeits-
rechtssetzung stattfindet. 

In Mecklenburg und Pommern hingegen waren 
lange Vorbehalte gegen Gewerkschaften vorhanden, 
wohl auch deshalb, weil es bisher kaum Berührungs-
punkte gab und auch aus grundsätzlichen Erwägun-
gen heraus. Es ist ein Erfolg jahrelanger Bemühungen 
von ver.di, dass diese Vorbehalte ausgeräumt wurden 
und bewiesen werden konnte, dass ver.di eine verläss-
liche Tarifpartnerin für die verfasste Kirche als Arbeit-
geberin ist. 

Gemeinsames Recht 
Dennoch gab es auch lange Zeit Positionen innerhalb 
der Kirchenleitung und in den Kirchenkreisen Mecklen-
burg und Pommern, die ernsthaft forderten, dass das 
einheitliche Arbeitsrecht in der Nordkirche für alle auf 

dem »Dritten Weg« zu beschreiten sei. Letztlich konnte 
ver.di in vielen intensiven Gesprächen überzeugen, dass 
der zukunftsfeste und zeitgemäße Weg zur Gestaltung 
von Lohn- und Arbeitsbedingungen in der gesamten 
Nordkirche über Tarifverträge führt. 

Die Zweite Landessynode fasste dann kurz vor den 
letzten Kirchenwahlen und damit vor der Übergabe an 
die Dritte Landessynode im September 2018 folgenden 
Beschluss: »Das gemeinsame Arbeitsrecht soll ein tarif-
liches sein.« Damit war der Weg frei für Verhandlungen 
zu einem neuen Tarifvertrag, der auch die strukturellen 
Gegebenheiten der beiden Kirchenkreise Mecklenburg 
und Pommern berücksichtigt und materielle Werte im 
bisherigen Arbeitsrecht erhält. Diese Verhandlungen 
konnten im Sommer 2022 erfolgreich abgeschlossen 
werden. Der neue Tarifvertrag liegt im redaktionellen 
Entwurf vor und soll unterschrieben werden, sobald die 
Landessynode einem neuen Arbeitsrechtsregelungsge-
setz zugestimmt hat. 

Die Zeit des »Dritten Weges« wird dann in den Kir-
chenkreisen Mecklenburg und Pommern zu Ende 
gehen und die zukünftige Gestaltung wird durch ver.di 
bzw. ihre Mitglieder und dem Arbeitgeberverband 
stattfinden. ver.di hat damit aktiv dazu beigetragen, 
dass auch der letzte Baustein des Fusionsprozesses zur 
Nordkirche erfolgreich gesetzt werden konnte. 

Christian Wölm

Einheitliches Arbeitsrecht in der Nordkirche

Tarifvertrag für Mecklenburg und Pommern

Im Bund-Verlag erscheint ab sofort ein neuer kosten-
freier Newsletter speziell zugeschnitten für  
Mitarbeitervertretungen (MAV) in der evangelischen 
und katholischen Kirche, der Diakonie und Caritas.

Einmal monatlich informiert er über aktuelle  Themen,  
Gesetzgebung und Rechtsprechung aus dem 
 kirchlichen Arbeitsrecht. Die Redaktion stellt zudem 
aktuelle Literaturtipps für die MAV zur Verfügung.

NEWSLETTER FÜR DIE MAV 

Gleich hier anmelden zum kostenfreien Newsletter:  
www.bund-verlag.de/newsletter

200110_MAV-Newsletter-AZ_75x100_sw+verdi-Rot_2c_01.indd   1 09.09.20   09:30
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Seit nunmehr zwanzig Jahren arbeite ich als Erzieherin 
in einer kirchlichen Einrichtung in Nordrhein-Westfalen. 
Ich würde gerne wissen, ob die im öffentlichen Dienst 
erfolgreich verhandelten zwei plus zwei Entlastungs-
tage plus 130 Euro brutto Zusatzgehalt monatlich auch 
für uns gelten?

Leider lautet die Antwort voraussichtlich nein. Die 
Tarifergebnisse des öffentlichen Dienstes finden in Nor-
drhein-Westfalen in der Regel keine automatische An-
wendung auf Arbeitsverhältnisse bei kirchlichen Trä-
gern. Es gibt dort mehrere verschiedene »Tarife«, die 
für diakonische, evangelische, karitative bzw. katho-
lische Einrichtungen angewendet werden. Sie alle eint, 
dass ver.di bislang nicht daran beteiligt ist, wie sie zu-
stande kommen. Die kirchlichen Arbeitgeber befinden 
sich auf dem so genannten »Dritten Weg«. Das heißt, 
in Arbeitsrechtlichen Kommissionen wird über Löhne 
und Arbeitsbedingungen verhandelt. Diese Kommissi-
onen setzen sich aus Arbeitnehmervertreter*innen und 
Arbeitgebern zusammen. ver.di ist als Gewerkschaft 
daran nicht beteiligt. Insofern hat ver.di auch bislang 
keinen Einfluss darauf, ob und was dort verhandelt 
wird. 

Selbstverständlich reicht ver.di es nicht, dass aus-
schließlich bei kommunalen Trägern die erzielten Auf-

wertungs- und Entlastungsregelungen ankommen. ver.
di fordert, dass sie bei allen Trägern erfolgen, auch bei 
den freien Trägern inklusive der kirchlichen. Doch das 
ist leider kein Selbstläufer. Die Frage ist, ob die jeweils 
zuständige Arbeitsrechtliche Kommission den Abschluss 
des öffentlichen Dienstes nachvollzieht oder nicht. 
Selbst wenn die Arbeitnehmerseite es fordert, wird es 
sicher nicht einfach. Auch im öffentlichen Dienst sind 
diese Fortschritte nicht von den Arbeitgebern ver-
schenkt worden. Sondern viele zehntausend 
Kolleg*innen mussten zur Durchsetzung ihrer Forde-
rungen erst die Arbeit niederlegen und so die Arbeitge-
ber zu Kompromissen bewegen. 

ver.di setzt sich für Tarifverträge in kirchlichen Be-
trieben ein, damit Beschäftigte selbst bei der Forde-
rungsfindung, dem Durchsetzen der Ergebnisse und 
über ihre Annahme mitentscheiden können. Das sind 
einige von einer Reihe Gründen, aus denen ver.di nicht 
am so genannten »Dritten Weg« mitarbeitet. Weitere 
Informationen zu den Rechten von kirchlich Beschäf-
tigten gibt es in den Fragen und Antworten von ver.di: 
https://kurzelinks.de/5hj6

Ihr habt eine Frage an ver.di? Wir freuen uns über Zu-
schriften: gesundheit-soziales@verdi.de

Bayern 

Robert Hinke

Tel. 089 / 59977360

robert.hinke@verdi.de

Baden-Württemberg 

Irene Gölz 

Tel. 0711 / 88788-0330 

irene.goelz@verdi.de

ver.di  

Bundesverwaltung 

Mario Gembus 

Tel. 030 / 69561049 

mario.gembus@verdi.de

Nordrhein-Westfalen 

Harald Meyer
0211 / 61824164
Harald.Meyer@verdi.de

Berlin und  

Brandenburg

Max Manzey

Tel. 030 / 88665258

max.manzey@verdi.de

Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen 

Thomas Mühlenberg 

Tel. 0341 / 52901111 

thomas.muehlenberg@verdi.de

Rheinland-Pfalz und Saarland  

Frank Hutmacher 

Tel. 06131 / 9726130 

frank.hutmacher@verdi.de

Mecklenburg-Vorpommern  

und Schleswig-Holstein

Christian Wölm 

Tel. 0451 / 8100716 

christian.woelm@verdi.de

Hamburg

Dr. Arnold Rekittke,  

Tel. 040 / 890615-736  

arnold.rekittke@verdi.de

Niedersachsen und Bremen

Annette Klausing

Tel. 0511 / 12400-256

annette.klausing@verdi.de

Hessen

Saskia Jensch

Tel. 069 / 2569-1323

saskia.jensch@verdi.de

    Unsere Ansprechpartner*innen in den Bundesländern

Ihr fragt – ver.di antwortet
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Die katholische Kirche ist krisengeschüttelt und steht 
heftig unter Reformdruck. Längst kommt dieser nicht 
mehr ausschließlich von außen, sondern auch von 
innen. Missbrauchsskandale, mangelnde Transparenz 
bei deren Aufarbeitung, schmerzhafte Mitgliederver-
luste und Forderungen nach mehr demokratischer Teil-
habe innerhalb der kirchlichen Strukturen erfordern 
Veränderungen in der katholischen Kirche. Das gilt 
auch für den katholischen Sonderweg im Arbeitsrecht, 
der seinen grundsätzlichen Ausdruck in der Grundord-
nung des kirchlichen Dienstes findet. Die Grundord-
nung will den kirchlich festgelegten Grundkonsens zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmer*innen im 
katholischen Arbeitsverhältnis beschreiben. Doch die 
darin formulierten Anforderungen kollidieren regelmä-
ßig mit den Rechten von Beschäftigten. Gerichtsverfah-
ren wie der »Chefarzt«-Fall oder das Outing von mehr 
als 100 queeren Arbeitnehmer*innen im Frühjahr 2022 
sind dafür prominente Beispiele. Es ist höchste Zeit, die 
Grundordnung zu überarbeiten. Dieser Prozess hat be-
gonnen und im Mai als vorläufigen Zwischenstand 
einen Entwurf für eine überarbeitete Grundordnung 
hervorgebracht. Mehr als 70 Gruppierungen, Organisa-
tionen und Berufsverbände haben dazu Stellung ge-
nommen. Da zum Redaktionsschluss des Kirchen.infos 
noch keine überarbeitete Fassung vorlag, haben die fol-

genden Ausführungen den Stand von Mai zur Basis. 
Die finale Beratung innerhalb der Kirche über eine neue 
Grundordnung wird voraussichtlich am 21./22. Novem-
ber stattfinden.

Stärkung von Beschäftigtenrechten?
Eine der wichtigsten Änderungsvorschläge im Entwurf 
für eine überarbeitete Grundordnung ist, dass der pri-
vate Lebenswandel von Beschäftigten arbeitsrechtlich 
weitgehend keine Rolle mehr spielen soll. Die Anforde-
rungen an Arbeitnehmer*innen sollen sich in erster 
Linie auf das Verhalten bei der Arbeit beziehen. Der so 
genannte Kernbereich der privaten Lebensgestaltung, 
insbesondere die Intimsphäre, soll außen vor bleiben. 
Käme diese Änderung, wäre das in der Tat eine we-
sentliche Verbesserung für Beschäftigte. Allerdings sol-
len so genanntes kirchenfeindliches Verhalten und Kir-
chenaustritt in der Regel weiterhin zur Kündigung des 
bzw. der betroffenen Beschäftigten führen können. Nur 
schwerwiegende Gründe könnten im Einzelfall eine 
Kündigung als unangemessen erscheinen lassen, aller-
dings läge das im subjektiven Ermessen des Arbeitge-
bers. Es ist offensichtlich: Die Kirche denkt, wie so oft 
in der Vergangenheit, lediglich in dem Maß über eine 
Liberalisierung der eigenen Anforderungen an Beschäf-
tigte nach, wie es der gesellschaftliche und innerkirch-
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liche Druck erfordern. Gleichzeitig möchte sie weiterhin 
Beschäftigte sanktionieren können, wenn diese sich 
nicht an die Regeln halten, die die Kirche vorgibt. Da 
hier verschiedene persönliche Rechte von 
Arbeitnehmer*innen betroffen sein können (Religiosi-
tät, Sexualität, politisches Engagement für Geschlech-
tergerechtigkeit u.a.m.), geht das weit über die üb-
lichen Loyalitätspflichten zwischen Arbeitnehmer*innen 
und ihrem Arbeitgeber hinaus. Diese gelten sowieso 
durch staatliches Arbeitsvertragsrecht auch für kirch-
liche Arbeitsverhältnisse. Wozu also ein besonderer 
Schutz der Kirche vor ihren eigenen Beschäftigten?

Was wäre außerdem neu?
Aus gewerkschaftlicher Sicht spielen neben den indivi-
duellen Rechten von Beschäftigten auch deren kollek-
tive Rechte eine wesentliche Rolle. Die katholische 
Grundordnung regelt bislang, dass die Regelung von 
Lohn- und Arbeitsbedingungen über den so genannten 
»Dritten Weg« stattfindet. In paritätisch aus 
Arbeitnehmer*innen und Arbeitgebern besetzten Kom-
missionen werden Arbeitsvertragsrichtlinien verhandelt. 
Die Verhandlung von Tarifverträgen mit Gewerk-
schaften wird explizit ausgeschlossen. Ebenso wird ein 
kirchliches Streikverbot ausgesprochen. Es stellt sich die 
Frage, ob die Kirche hier künftig eine Öffnung und 
somit Stärkung von Beschäftigtenrechten im katho-
lischen Bereich vorsieht. Immerhin sind allein im Bereich 
der Caritas fast 700.000 Arbeitnehmer*innen bislang 
davon betroffen. Die Antwort lautet nein. Diesbezüg-
lich sieht der vorliegende Entwurf keine substanzielle 
Änderung vor. 

Zwei weitere wichtige Aspekte werden ebenfalls 
weiterhin zu Gunsten der katholischen Kirche zemen-
tiert, anstatt die Rechte der hunderttausenden Beschäf-
tigten zu stärken. Die betriebliche Mitbestimmung ist 
im katholischen Bereich über die Rahmenordnung für 
eine Mitarbeitervertretungsordnung geregelt. Der 
Grundordnungsentwurf benennt sie explizit als die 
Grundlage betrieblicher Mitbestimmung. Dem liegt der 
Wille nach eigenen, katholischen Mitbestimmungsre-
geln zu Grunde, der jedoch gleichzeitig die Inkaufnah-
me schwächerer Mitbestimmungsrechte der Beschäf-
tigten im Vergleich zu nichtkonfessionellen Betrieben 
bedeutet. Nicht erst seit der aktuellen Krisenzeit wäre 
ein Bekenntnis zu mehr und wirksamerer Mitbestim-
mung in den Betrieben ein wichtiges Signal und ist er-
forderlich. Die Anwendung der Standards im nichtkon-
fessionellen Bereich der betrieblichen Mitbestimmung 
wären ein deutlicher Fortschritt. 

Ein weiterer wichtiger Teil demokratischer Teilhabe 
der Beschäftigten ist die Mitbestimmung bei unterneh-
merischen Entscheidungen. Die Unternehmensmitbe-
stimmung fehlt bislang gänzlich in der Grundordnung 
und ebenso weiterhin im vorliegenden Entwurf. Be-
schäftigte sind nicht bei wesentlichen Entscheidungen 

im Unternehmen beteiligt und sollen es offenbar auch 
nicht werden. Während große Konzerne entstehen 
oder zu noch größeren fusionieren, Milliardenumsätze 
generieren und zehntausende Mitarbeitende beschäf-
tigten, werden eben diese nicht beteiligt, wie es in 
nichtkonfessionellen Konzernen aber der Fall ist. Es gibt 
in katholischen Konzernen keine Aufsichtsräte, die eine 
Arbeitnehmerbeteiligung vorsehen, weil die Mitbestim-
mungsgesetze nicht gelten. Anders als bei dem klaren 
Bekenntnis zur Mitarbeitervertretungsordnung wird Un-
ternehmensmitbestimmung unter Beteiligung der Be-
schäftigten im Entwurf gar nicht erwähnt. Lediglich die 
Erläuterungen zum Entwurf der Grundordnung enthal-
ten einen unverbindlichen Prüfauftrag.

Vorläufiges Fazit
Der vorliegende Entwurf für eine überarbeitete Grund-
ordnung im kirchlichen Dienst ist leider nicht als großer 
Wurf zu werten. Erkennbar sind einige Fortschritte, die 
letztlich auf den gewachsenen gesellschaftlichen und 
innerkirchlichen Druck zurückzuführen sind. Doch ist 
zum Redaktionsschluss offen, was davon und wie es 
Eingang in eine neue Grundordnung findet. Auch ob es 
überhaupt eine neue Fassung der Grundordnung geben 
wird, ist offen. Denn sie bräuchte eine Zweidrittelmehr-
heit in der Deutschen Bischofskonferenz, aber die dor-
tigen konservativen Beharrungskräfte sind stark. Das 
zeigen auch die Diskussionen um den Synodalen Weg. 
Der Entwurf der Grundordnung macht jedenfalls deut-
lich, dass Beschäftigtenrechte weiterhin den kirchlichen 
und den Arbeitgeberinteressen untergeordnet werden 
sollen. Noch hat die Katholische Kirche die Chance, 
eine Grundordnung mit grundlegenden Änderungen zu 
beschließen. Bleibt sie weiterhin derart restriktiv hin-
sichtlich der Beschäftigtenrechte, muss der Gesetzgeber 
handeln und die verfassungsrechtlichen Schranken 
enger definieren.

Sofern es zu einer Änderung der aktuellen Grund-
ordnung kommt, wird ver.di sie aus gewerkschaftlicher 
Sicht bewerten. Interessierte Leserinnen und Leser wer-
den es hier nachlesen können:  
https://kurzelinks.de/ssgq
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Ein »Prinzip mit Vorbildcharakter« nannte der Chef des 
Verbands diakonischer Dienstgeber in Deutschland 
(VdDD), Ingo Habenicht, kürzlich in einem Interview 
den sogenannten »Dritten Weg«. Die Festsetzung von 
Löhnen und Arbeitsbedingungen in den Hinterzimmern 
kircheninterner Arbeitsrechtlicher Kommissionen habe 
sich bewährt – so könne es doch auch in anderen Be-
reichen laufen. Dass der oberste Vertreter der Unter-
nehmensdiakonie den »Dritten Weg« klasse findet, ver-
wundert nicht. Verschafft er diakonischen Einrichtun- 
gen doch erhebliche Wettbewerbsvorteile gegenüber 
Trägern, in denen die Beschäftigungsbedingungen in 
Tarifverhandlungen zwischen Gewerkschaft und Arbeit-
gebern festgeschrieben werden. Im »Dritten Weg« 
kann von Verhandlungen auf Augenhöhe hingegen 

keine Rede sein. Für die Beschäftigten gibt es dort 
weder Transparenz noch Durchsetzungsmacht oder 
Verbindlichkeit. Statt der Möglichkeit zu streiken ist 
eine Zwangsschlichtung vorgesehen, die letztlich die 
Arbeitgeberseite diktiert – für Habenicht ein »zeitge-
mäßer Weg, Interessengegensätze auszugleichen«.

Mit dieser Einstellung manövrieren sich die kirchlichen 
Unternehmensfunktionäre zunehmend aufs Abstell-
gleis. Erstmals hat die Bundesregierung in ihrem Koaliti-
onsvertrag vereinbart, das kirchliche Sonderrecht auf 
den Prüfstand zu stellen. Gut so! Denn den rund 1,4 
Millionen Beschäftigten konfessioneller Wohlfahrtsein-
richtungen im Jahr 2022 noch ihre grundlegenden 
Rechte abzusprechen, ist einfach voll daneben.
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Bildungsangebote für MAVen

Weitere Informationen bei Vanessa Ressing vanessa.ressing@verdi-bub.de 
oder Telefon 0211/9046812

Alle Angebote im Gesundheits- und Sozialwesen sind zu finden unter verdi-bub.de/geso

Datum Ort Titel

19.12. – 

21.12.2022

Gladenbach Schichtplan-Fibel extra 

Konferenz zur Umsetzung der aktuellen Rechtsprechung in die betriebliche 

Schichtplanung

25.01. – 

27.01.2023

Bielefeld Aktive Öffentlichkeitsarbeit � Schreibwerkstatt

Betriebszeitungen, Newsletter und Co. in Betrieben des Gesundheits-, Sozial- 

und Bildungswesens

27.02. – 

01.03.2023

Bad Soden-

Salmünster

Coaching für Vorsitzende von gesetzlichen Interessenvertretungen 1

Handlungsorientiertes Angebot zur Weiterentwicklung der eigenen 

Führungspraxis

07.03. – 

09.03.2023

Bielefeld Frauen (nicht nur) als Vorsitzende der Interessenvertretung

15.03. – 

17.03.2023

Bielefeld Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 1)

Arbeitszeitrecht und Grundlagen der Arbeitszeitgestaltung

27.03. – 

28.03.2023

Gladenbach NEU Tariflohnpflicht in der Altenpflege

Die neuen gesetzlichen Regelungen zur �Tariftreue� in der Altenpflege und 

deren Bedeutung für die Arbeit der betrieblichen Interessenvertretung

17.04. – 

19.04.2023

Saalfeld Dienstplanung und Bereitschaftsdienst mit der Schichtplan-Fibel 

Rechtliches und Strategisches für den Umgang mit Bereitschaftszeiten

19.04. – 

21.04.2023

Berlin Die Umsetzung des Pflegeberufegesetzes (PflBG) im Betrieb

Rechtliche Rahmenbedingungen und deren Ausgestaltung in der praktischen 

Ausbildung

19.04. – 

21.04.2023

Mosbach Zugewanderte Fachkräfte � Integration durch Mitbestimmung

Gelingende Integration braucht Beteiligung

03.05. – 

05.05.2023

Bielefeld Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 2)

Organisation und Verfahren der Dienstplanprüfung im Sozial- und 

Gesundheitswesen

08.05. – 

09.05.2023

Mosbach Ausfallkonzepte und verlässliche Arbeitszeiten

Handlungsmöglichkeiten der Interessenvertretung bei kurzfristiger Änderung 

von Dienstplänen und ungeplanten Einsätzen

15.05. – 

17.05.2023

Mosbach Aufsichtspflicht und Haftungsrecht für die betriebliche Interessenvertretung in 

Kindertagesstätten und in der Jugendhilfe

Rechtliche Möglichkeiten zur Absicherung der Beschäftigten

mailto:vanessa.ressing@verdi-bub.de
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Mit ihrer Ausbildung zufrieden sind nur 42,7 Pro-
zent der Befragten. Damit schneiden die Pflegeberufe 
deutlich schlechter ab als die dualen Ausbildungen. 
Trotzdem sind die Pflegeberufe gefragt, wie die stei-
genden Ausbildungszahlen belegen. Aber es sind alle 
Anstrengungen für attraktive Bedingungen zu unter-
nehmen, damit Auszubildende die Ausbildung erfolg-
reich abschließen und auch langfristig im Beruf gehal-
ten werden. Der Schlüssel für spürbare Verbesserungen 
in der Pflege sind bedarfsgerechte, verbindliche Perso-
nalvorgaben. Doch auch das PflBG ist nachzubessern, 
um die Ausbildungsqualität weiter zu stärken. Dafür 
braucht es eine nachhaltige Stärkung der Praxisanlei-
tung, konkretere Vorgaben zur Praxisbegleitung und 
eine ausreichende Zahl an Pflegelehrkräften. Die Träger 
der praktischen Ausbildung sind darüber hinaus gefor-
dert, die gesetzlichen Regelungen konsequent umzu-
setzen. 

Grundsätzlicher Nachbesserungsbedarf besteht bei 
der hochschulischen Ausbildung. Eine praxisorientierte 
Ausbildung kann am besten durch ein duales Studium 
gewährleistet werden, indem u. a. Vorgaben für eine 
angemessene Vergütung für die gesamte Dauer des 
Studiums und zur Praxisanleitung verankert werden. 
Zudem müssen die Berufsprofile von beruflich und 
hochschulisch ausgebildeten Pflegefachpersonen unbe-
dingt geklärt werden. Überzeugende Antworten, wie 
sich die Tätigkeitsfelder voneinander unterscheiden, 
fehlen bislang. Die Hochschulen und Arbeitgeber sind 
gefordert, hier überzeugende Antworten zu geben. 

Hanna Stellwag
https://kurzelinks.de/vyum 

ver.di hat 2021 in einer 
bundesweiten Erhebung 
über 3.000 Auszubildende 
in den Pflegeberufen und 
erstmals auch Studierende 
nach dem Pflegeberufege-
setz (PflBG) zur Qualität 
ihrer Ausbildung befragt. 

Wie die Ergebnisse zei-
gen, machen sich der Per-
sonalmangel bzw. die 
chronische Unterbeset-
zung in der Pflege bereits 
in der Ausbildung be-
merkbar. So fühlt sich bei-
spielsweise etwa die Hälf-
te der Befragten durch die 
Ausbildungsbedingungen 
stark belastet und fast 60 
Prozent geben an, regel-

haft Probleme mit der Erholung in der Freizeit zu 
haben. Im Vergleich zur Befragung von 2015 ist dies ein 
alarmierender Anstieg von über 50 Prozent. 

Praxisanleitung ist einer der wichtigsten Bausteine 
einer qualitativ hochwertigen Ausbildung. Erste positive 
Effekte durch die Einführung des Mindestumfangs der 
Praxisanleitung im Rahmen des PflBG sind erkennbar. 
Trotzdem berichtet nur etwas mehr als ein Drittel der 
befragten Auszubildenden nach PflBG, dass der Min-
destumfang an Praxisanleitung eingehalten wird. Bei 
43,1 Prozent wird er nur »auf dem Papier« eingehalten. 
Von allen befragten Auszubildenden geben 43,7 Pro-
zent an, dass sie vor Ort nur unzureichend von Praxis-
anleiter*innen begleitet werden. 

Zu Beginn des vergangenen Jahres haben die Arbeitge-
ber von Caritas und Diakonie einen flächendeckenden 
Tarifvertrag über Mindestbedingungen in der Altenpfle-
ge (TV Altenpflege) aus wirtschaftlichen und ideolo-
gischen Erwägungen verhindert. Sie haben sich damit 
in eine Allianz aus kommerziellen Trägern eingereiht, 
die vor dem Bundesverfassungsgericht gegen einen Ta-
rifvertrag vorgehen oder ver.di gleich ganz die Tariffä-
higkeit in der Altenpflege gerichtlich absprechen lassen 
wollten. Mit Letzterem ist der Arbeitgeberverband Pfle-
ge (AGVP) am 13. September 2022 wenig überra-

Ausbildungsreport 2021

Qualität der Pflegeausbildung

sbildungsreportAus
geberufePfleg 2021

Gesundheit,
Soziale Dienste, Bildung
und Wissenschaft

Tariflohnpflicht in der Altenpflege

Der Nebel durchschnittlicher Entgelte
schend vor dem Bundesarbeitsgericht krachend ge-
scheitert.

Das Etikett »Tarif«
Noch während der Tarifvertrag Altenpflege auf den 
letzten Metern war, warb der damalige Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn für einen vermeintlich besse-
ren Weg, um so den Tarifvertrag zu torpedieren. Ein 
Weg, bei dem zwar irgendwie »Tarif« ausgeschildert 
ist, der aber am Ende in den Nebel durchschnittlicher 
Entgelte führt. 
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Mit dem Gesundheitsversorgungsweiterentwick-
lungsgesetz (GVWG) hat die Vorgängerregierung kurz 
vor Torschluss im Sommer 2021 schließlich die soge-
nannte Tariflohnpflicht beschlossen. Dass bei dieser nur 
»Tarif« draufsteht, aber nicht zwingend drin ist, zeigt 
sich schon daran, dass der Gesetzgeber Tarifverträge 
und kirchliche Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) gleichbe-
handelt und dabei wissentlich ignoriert, dass sich Tarif-
verträge und Arbeitsvertragsrichtlinien in rechtlicher 
Hinsicht grundsätzlich unterscheiden. Doch was steckt 
tatsächlich drin in der sogenannten »Tariflohnpflicht«?

Wege der Pflichterfüllung
Um Leistungen der Pflege mit den Kassen abrechnen 
zu können, benötigt jede Pflegeeinrichtung einen Ver-
sorgungsvertrag mit einer Pflegekasse. Dazu muss sie 
seit dem 1. September 2022 bestimmte Kriterien bei 
der Bezahlung ihrer Beschäftigten im Bereich Pflege 
und Betreuung erfüllen. 

Ist die Einrichtung an einen Tarifvertrag oder an 
AVR gebunden, ist die gesetzliche Anforderung unmit-
telbar erfüllt, unabhängig vom Entlohnungsniveau. 
Damit sich tarifunwillige Träger jedoch nicht zu stark 
genötigt fühlen, gegen die Pflicht klagen und am Ende 
das Gesetz möglicherweise gerichtlich einkassiert wird, 
eröffnet der Gesetzgeber zwei weitere Wege, um den-
noch einen Versorgungsvertrag zu erhalten. Sie können 
entweder für ihr Pflege- und Betreuungspersonal die 
Entlohnungsbedingungen eines für eine Altenpflegeein-
richtung in der Region geltenden Tarifvertrages oder 
einer entsprechenden AVR dynamisch übernehmen 
oder ihre Beschäftigten im Bereich Pflege und Betreu-
ung im Durchschnitt der jeweiligen Entgeltgruppe auf 
der Höhe des durchschnittlichen tariflichen Entloh-
nungsniveaus des jeweiligen Bundeslandes bezahlen. 
Diese Niveaus werden von den Kassen aufgrund der 
eingereichten Tarifverträge und AVR jährlich neu be-
rechnet.

Tarifpartnerschaft üben
Es verwundert nicht, dass bisher nur wenige Arbeitge-
ber den Weg in die unmittelbare Tarifpartnerschaft mit 
ver.di gewählt haben. Bis auf wenige Haustarifverträge 
und unverbindliche Gespräche gibt es bisher wenig Be-
wegung. Einige Arbeitgeber müssen offenbar erst ver-
stehen, dass Verhandeln auch bedeutet, die Beschäf-
tigten demokratisch zu beteiligen und dass ver.di nicht 
einfach irgendetwas unterschreibt, was auf den Tisch 
gelegt wird. Anders ist das bei gelben Gewerkschaften 
aus dem Christlichen Gewerkschaftsbund (CGB), die 
ohne Skrupel im Hinterzimmer alles unterschreiben und 
die nun im Zuge der Tariflohnpflicht zunehmend aus 
der Deckung kommen. Dass Tarifverträge nur von tarif-
fähigen Gewerkschaften abgeschlossen werden kön-
nen, scheinen die Kassen bisher jedenfalls zu ignorie-
ren.

Etwa ein Drittel der nicht tarif- oder AVR-gebun-
denen Träger hat sich für die zweite Option entschie-
den, also für die Übernahme der Entlohnungsbedin-
gungen aus einem Tarifvertrag oder einer AVR, der 
bzw. die in mindestens einer Einrichtung im jeweiligen 
Bundesland gilt. Wegen des vergleichsweise schlechten 
Niveaus scheinen die Arbeitsvertragsrichtlinien der Dia-
konie in Hessen und Nassau auch über Hessen hinaus 
bei kommerziellen Trägern beliebt zu sein.

Der Durchschnitt zählt
Die letzte Option, für die sich zwei Drittel der Träger 
entschieden haben, verwässert die Tariflohnpflicht dann 
gänzlich. Sie ist erst im Juli 2022 nachträglich im Zuge 
des Gesetzes zur Corona-Prämie hinzugekommen, um 
den vermeintlichen Eingriff in die unternehmerische 
Freiheit zu begrenzen. Sie ermöglicht es den Trägern in-
nerhalb eines Betriebes auch weiterhin, gleiche Tätig-
keiten unterschiedlich zu bezahlen, solange im Durch-
schnitt das regionale tarifliche Entgeltniveau 
eingehalten wird. Nach unten setzt noch immer allein 
der Pflegemindestlohn eine verbindliche Grenze. Am 
Ende genügt zum Beispiel eine höhere jährliche Einmal-
zahlung oder die Besserbezahlung einiger weniger, um 
im Durchschnitt die Anforderungen zu erfüllen. Ob das 
Gesetz eingehalten wird, ist letztlich nur mit einem 
Blick in die gesamten Lohndaten der Einrichtung mög-
lich. Insbesondere in Einrichtungen ohne betriebliche 
Interessenvertretung dürfte dies für die Beschäftigten 
nahezu ausgeschlossen sein. Und noch einen »Vorzug« 
hat insbesondere die dritte Option für tarifunwillige Ar-
beitgeber: Da die neuen Entgelte arbeitsvertraglich ge-
regelt werden müssen, legen die Arbeitgeber ihren Be-
schäftigten Änderungskündigungen vor, nach denen es 
bessere Bezahlung nur dann gibt, wenn diese auf Al-
tansprüche verzichten oder Verschlechterungen an an-
derer Stelle zustimmen.

Pflege ist Teamarbeit
Nicht unerwähnt bleiben sollte, dass Pflege immer 
Teamarbeit ist. Gute Pflege gelingt nur, wenn neben 
Pflege- und Betreuungskräften auch die Beschäftigten 
in der Hauswirtschaft, das Reinigungspersonal und an-
dere Berufsgruppen zusammenarbeiten. Sie bleiben je-
doch von der sogenannten Tariflohnpflicht unberührt, 
was zur Spaltung der Belegschaft qua Gesetz führt.

Es bleibt offen, wie sich die neuen gesetzlichen Re-
gelungen in der Fläche auswirken werden. Zu erwarten 
ist, dass in einigen Regionen und bei einigen Trägern 
die Entgelte steigen werden. Ob und in welchem Um-
fang dies der Fall sein wird, hängt vom jeweiligen Aus-
gangsniveau ab. Eines lässt sich jedoch sagen: Die Tarif-
vertragsbindung in der Altenpflege wurde nicht erhöht.

Matthias Gruß
Fragen und Antworten für Beschäftigte in der Alten-
pflege gibt es hier: https://kurzelinks.de/8pwe



Für Entlastung in den Kitas: Diakonie-Beschäftigte aus  
Lörrach und Freiburg beim Warnstreik am 12. Mai 2022
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